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Nicht nur i mtäglichen
Autoverkehr herrscht Chaos.
Zwischen demStraßenbau,

den Planungenfür
Schienenwege und der
anstehenden Libera-

lisierung dreht sich die
Luxemburger Verkehrs-

politiki mKreis. Zuständig
für ein Gesamtkonzept

ist niemand.

Stau wegen Baustelle auf der
A4, Dauerstau auf demContour-
nement, Rückstau bis Aire de
Berchem− diegroßeFreiheit, die
einst mit dem Autofahren ver-
bunden wurde, ist arg zusam-
mengeschrumpft. Doch die
Staus in den Spitzenstunden
sind nur ein Vorgeschmack: Der
totale Verkehrskollaps, Konse-
quenz der Fehlplanungen seit
den60erJahren, steht bevor.
Die Diagnose stammt nicht

von Ökopessi mistInnen, son-
dern von den Experten der
Straßenbauverwaltung. In ihrer
Studie zum Impakt der Nord-
straße von Juli 2000 schreiben
sie: "Lapolitiquevisionnaire des
concepteurs et décideursluxem-
bourgeois, [...] a fait du Grand−
Duché de Luxembourg un pays
de transit. L'évolution peu fa-
vorable de cette situation se
trouveencoreempiréeparlapo-
litique des prix de carburant
très compétitifs pratiquée au
pays." Die zunehmende Überlas-
tung der Autobahnen führe da-
zu, dass i mmer mehr Autofahre-
rInnen versuchten, die Staus
über Ortsstraßen zu umfahren.
Was UmweltschützerInnen vor-
hergesagt hatten, wird damit be-

stätigt: Mehr Straßen bringen
mehr Verkehr mit sich.
Was tun? Auch hier überneh-

men die Straßenbauer Empfeh-
lungender AutogegnerInnen. Sie
verlangenunter anderem: "offrir
auxnavetteurs et auxfrontaliers
des moyens de transports pu-
blics performants et confortab-
les", und, längerfristig, eine
Siedlungsplanung, durch die die
Menschen näher an ihren Ar-
beitsplätzen wohnenkönnten.

Anspruch und Wirklichkeit
Doch was geschieht? Vor ein

paar Wochen kritisierte der
Mouvement Ecologique die "gi-
gantischen" Straßenbauprojekte
der Regierung im Süden des
Landes. Es sei ein"Armutszeug-
nis für das Transportministeri-
um", dass einerseits ein Wirr-
warr an neuen Straßen geplant
sei, andererseits die Pläne im
Bereich des öffentlichen Trans-
portes vage blieben undlandes-
planerische Vorgaben nicht be-
rücksichtigt würden.
Gegenüber der WOXX wies

Transportminister Henri Gre-
thendie Vorwürfezurück: "Mein
Kompetenzbereich ist der öf-
fentliche Transport. Was denIn-
dividualverkehr betrifft, bin ich
zuständig für Bereiche wie die
Verkehrssicherheit, nicht aber,
umvorzuschreiben, wieviel und
welche Straßen wo gebaut wer-
den sollen." Er bestätigte, was
er in einer Antwort auf eine
"Questionparlementaire" di Bar-
tolomeo−Zanussi gesagt hatte:
Zuständig ist das Bautenmini-
sterium. Dort aber herrscht
FunkstillezudiesemThema. Um
Klarheit zuerhalten, will der Ab-
geordnete Marc Zanussi ineiner
"Interpellation" Parlament und
Regierung über den"Plansecto-
riel Transport du Bassin minier"
debattierenlassen.
Dazu Henri Grethen: "'Plans

sectoriels' sind sowohl für Bel-
val−Ouest als auch für den ge-
samten Süden in Ausarbeitung,
und ich hoffe, sie i m Oktober
vorlegen zu können." Daneben
gebe es Planungen für Straßen

im Bautenministerium. Für die
Koordinationdes Ganzensei das
"Aménagement duTerritoire" zu-
ständig, und die engültigen Ent-
scheidungen treffe der Regie-
rungsrat.

Croixde Schlindermander-
scheid?
Das Problem: Statt dass das

"Aménagement" Vorgaben ma-
chen würde, plant die Straßen-
bauverwaltung, trotz der oben
angeführten Einsichten, munter
drauflos. Was dabei heraus-
kommt, zeigt der Beitrag des
Bautenministeriums anlässlich
der Nachhaltigkeitsdebatte An-
fang des Jahres: sechsspuriger
Ausbau der Autobahnen, Not-
wendigkeit neuer Umgehungs-
straßen und sogar eine "Trans-
versale" nördlich von Clerf. Ein
massives Umsatteln auf öffentli-
che Verkehrsmittel, wie es
schon alleine die Kli maproble-
matik verlangen würde, ist in
diesem Entwicklungsmodell
nicht vorgesehen.
Henri Grethen hält sich zu-

gute, dass er zwölf Milliarden
für Infrastrukturausgaben i m
Schienenbereich vorgesehen
hat. Davon soll unter anderem
der BTB−Süden, wie Innenmini-
ster Michel Wolter dasSchienen-
netz um die Industriebrachen
genannt hatte, finanziert wer-
den. Henri Grethen will den Ex-
pertendiskussionen nicht vor-
greifen sagt aber: "Mir schwebt
eher eineS−Bahnvor, mit Materi-
al, daslandesweit einsetzbar wä-
re." Auf die CFLals Betreiber die-
ses Verkehrsdienstes will sich
der Minister nicht festlegen: "Es
gibt kein 'droit acquis' für alles
was auf Schienen fährt. Ange-
sichts der EU−Liberalisierung −
die ich nicht favorisiere − kann
ich nicht wissen, welche Dienst-
leistungen in Zukunft öffentlich
ausgeschrieben werden müs-
sen."
Bei der Vorstellung der Jah-

resbilanz amvergangenen Mon-
tag gab sich Jeannot Waringo,
Präsident des CFL−Verwaltungs-
rates, zuversichtlich: "Wir berei-
ten uns auf den europäischen
Kontext vor. Unser Trumpf ist
die Kenntnis der Sprachen und
der technischen Systeme unse-
rer Nachbarländer." Er könnte
sich vorstellen, dass die CFLals
Betreiber von Bahnstrecken i m
Ausland auftreten würde. Mehr
Sorgen machen sich die Arbeit-
nehmerInnen des öffentlichen
Transports über die EU−Pläne.
Am vorigen Freitag hatte die

FNCTTFELzueinemKolloquium
über dieLiberalisierungdes Per-
sonentransports eingeladen.
Leider wurde vor allemüber die
Erhaltung des Status Quo gere-
det und kaumüber eine qualita-
tive Weiterentwicklung des öf-
fentlichen Transportes. Den-
noch: Derzeit gibt es kaumnoch
politische Parteien, die so si m-
ple Aussagen machen wie: "Die
europäischen Verkehrsgewerk-
schafteninder EFTsindder Mei-
nung dass der öffentliche Nah-
verkehr eine Aufgabe der Da-
seinsvorsorge darstellt, der be-
vorzugt durch öffentliche Unter-
nehmen bereitgestellt werden
soll."
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Die Tiertransporterollen weiter
Bereits i m März hatten die gesetzeswidri gen und tier-
quälerischen Schweinetransporte durch Luxemburg für
Aufregung gesorgt. "Déi Gréng" hatten Fernand Boden
aufgefordert, das Strafmaß zu verschärfen und auf zwi-
schenstaatlicher und EU−Ebene aktiv zu werden. I m
Mai hatte sich der grüne Abgeordnete Camille Gira i n
ei ner "Questi on Parlementaire" (QP) gewundert, dass
i m neuen Benel ux−Kooperationsprotokoll zwischen den
Agrarministern das Problem der Tiertransporte nicht
erwähnt werde, obwohl die Transportfir men meist aus
den Niederlanden oder Bel gien stammten.
Am 12. Juni hakte der Abgeordnete mit ei ner weiteren
QP nach, denn obwohl schon zum sechsten Mal die
gleiche niederländische Fir ma gegen die Transportvor-
schriften verstoßen hatte, war sie mit ei ner beschei-
denen Kauti on davongekommen. Ei ne Woche später,
angesichts neuer Kontrollen und neuer Verstöße, ver-
langte Camille Gira ei ne Diskussion des Themas i n der
"Commission del' agriculture".
Demgegenüber schei nt Fernand Boden das Problem
aussitzen zu wollen. Bei m letzten Agrarministerrat
sprachen sich mehrere Länder für ei ne zeitliche
Begrenzung der Fahrten aus − Luxemburg gehörte
nicht zu den Befürwortern dieser beschei denen Ver-
besserung.

Medien als Steinewerfer
Jean−Claude Juncker wünscht sich offensichtlich die
guten alten Zeiten der staatshöri gen Medien wieder
herbei. Oder Luxemburger Zustände für Europa. I n
Göteborg wollte der Premier der Berichterstattung über
den Protest gegen den EU−Gipfel ei nen Teil der Schul d
an den Ausschreitungen i n die Schuhe schieben. Mehr
Kameras auf die politische Arbeit statt auf die Demon-
strantI nnen − dann gebe es auch weniger Randale, so
Juncker, der wegen der Protestakti onen bekanntlich
gezwungen war, sei n Hotel fl uchtarti g über die Feuer-
leiter zu verlassen.
Dass es nicht gut tut, derarti g viel Ablehnung hautnah
mitzuerleben, ist verständlich. Zu Zeiten, als sich auf
EU−Gipfel n noch weniger Fernsehteams und Presseleu-
te tummelten, wurde Gegen−Demonstrati onen tatsäch-
lich kaum Sendezeit oder Zeilen ei ngeräumt. Verständ-
lich auch, dass ein Staatsminister dies bevorzugt.
Junckers Aussagen zeugten "von ei nem doch recht
seltsamen Demokratieverständnis", so die "Association
Luxembourgeoise des Journalistes" (ALJ) am Dienstag
i n ei nem Kommuniqué. Die ALJ protestiert i n i hrem
Schrei ben "aufs Schärfste gegen solche Versuche, die
unabhängige und objektive Arbeit der Presse zu beei n-
fl ussen".

Internationaler Tag der Flüchtlinge
Seit 4. Dezember 2000 gibt es i hn: Damals beschloss
die Vollversammlung der Verei nten Nati onen, den 20.
Juni zum Weltfl üchtli ngstag zu machen. Dieses Jahr
wird an diesem Tag ebenfalls der 50. Geburtstag der
Genfer Fl üchtli ngskonventi on gefeiert. Ei ne Konventi on,
die von Fl üchtli ngshilfsorganisati onen anders diskutiert
wird als von offizieller UN−Seite. Vor allem die Defi ni-
ti on des Begriffs "Fl üchtli ng" sorgt für Kontroversen.
Hierzulande meldete sich die ASTI anlässlich des
Füchtli ngstages zu Wort. Der Tag stünde i m Zeichen
des gegenseiti gen Respektes, so die NGO in ei nem
Schrei ben. I n Luxemburg ließe der Umgang mit Fl ücht-
li ngen diesbezüglich jedoch manchmal zu wünschen
übrig. Die Unterbri ngung der Asylsuchenden etwa sei
nicht i mmer zufriedenstellend. Des Weiteren warte das
Reglement, das das Recht der Fl üchtli nge auf Sozial hil-
fe festlegt, an diesem 20. Juni seit nunmehr 1904 Ta-
gen darauf, verabschiedet zu werden. Es gebe aber
auch Positives zu berichten, so die ASTI weiter: Ei ner
I LReS−Umfrage zufol ge sei ei ne überwälti gende Mehr-
heit der LuxemburgerI nnen dafür, dass Flüchtli nge ei n
Recht auf Arbeit bekommen. Ei ne Petiti on von Fl ücht-
li ngen und ei ne Stell ungnahme der Chamber sagten
dassel be − jetzt ist also die Regierung aufgefordert, zu
handel n.
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